
Staatsaktion nur ein höhnisches Lächeln übrig? Die „Dialektik“ der Friedenstendenz der kapitalistischen

Entwicklung, die ihre Kriegstendenz angeblich durchkreuzt und über sie obsiegt, läuft einfach auf die alte

Binsenwahrheit hinaus, das die Rosen der kapitalistischen Profitmacherei wie der Klassenherrschaft eben

auch für die Bourgeoisie nicht ohne Dornen sind, die sie jedoch trotz Weh und Ach immer noch lieber um

ihr Dulderhaupt, solange es geht, zu tragen vorzieht, als sie mitsamt dem Haupt auf den gutgemeinten Rat

der Sozialdemokratie loszuwerden.

Dies den Massen auseinanderzusetzen, alle Illusionen in bezug auf die Friedensmache von bürgerlicher

Seite rücksichtslos zu zerzausen, und die  proletarische Revolution als  den einzigen und ersten Akt des

Weltfriedens zu erklären, das ist die Aufgabe der Sozialdemokratie angesichts aller Abrüstungspossen, ob

sie in Petersburg, London oder Berlin arrangiert werden.

Sich selbst und andern klaren Wein einschenken ist allezeit die beste praktische Politik für die Partei des

revolutionären Proletariats gewesen. Und dies ist doppelt unsre Aufgabe in der beginnenden Agitation zu

den Reichstagswahlen, wenn wir nicht bloß in die Breite, sondern auch in die Tiefe an Macht und Einfluß

zunehmen wollen.

II

Leipzig, den 8. Mai

Das  Utopische  des  Standpunkts,  der  eine  Friedensära  und  die  Rückbildung  des  Militarismus  in  der

heutigen Gesellschaft erwartet, kommt deutlich darin zum Ausdruck, das er zur Projektemacherei Zuflucht

nimmt.  Es  ist  ja  typisch  für  utopische  Bestrebungen,  das  sie,  um  ihre  Realisierbarkeit  zu  beweisen,

möglichst  detaillierte  „praktische“  Rezepte  aushecken.  Dahin gehört  auch das Projekt  der „Vereinigten

Staaten Europas“ als Basis zur Einschränkung des internationalen Militarismus.

„Wir unterstützen“, sagte Genosse Ledebour in seiner Etatrede im Reichstag am 3. April, „alle die
Bestrebungen,  die  darauf  hinauslaufen,  die  fadenscheinigen  Vorwände  für  die  unaufhörliche
Kriegsrüstung zu beseitigen. Wir fordern den wirtschaftlichen und politischen Zusammenschluß der
europäischen Staaten. Ich bin fest überzeugt: wenn auch sicher in der Zeit des Sozialismus, so kann
es doch auch schon früher dazu kommen, das wir die Vereinigten Staaten von Europa erleben, wie
wir heutigentags den Vereinigten Staaten von Amerika im Wettbewerb gegenüberstehen. Wir stellen
wenigstens an die kapitalistische Gesellschaft, an die kapitalistischen Staatsmänner die Forderung,
das sie  im Interesse der kapitalistischen Entwicklung in Europa selbst,  um Europa später in  der
Weltkonkurrenz nicht vollkommen unter den Schlitten kommen zu lassen, diesen Zusammenschluß
Europas zu den Vereinigten Staaten von Europa vorbereiten.“ [6]

Und in der Neuen Zeit vom 28. April schreibt Genosse Kautsky:

Und  die  Verwirklichung  solcher  Verständigungen  böte  noch  keine  Garantie  für  eine  ständige
Fortdauer des Friedens, die das Gespenst des Krieges für immer bannte.

Dafür gibt es heute nur einen Weg: die Vereinigung der Staaten der europäischen Zivilisation in
einem Bunde mit gemeinsamer Handelspolitik, einem Bundesparlament, einer Bundesregierung und
einem Bundesheer – die Herstellung der Vereinigten Staaten von Europa.

Gelänge  dies,  so  wäre  Ungeheures  erreicht.  Diese  Vereinigten  Staaten  besäßen  eine  solche
Übermacht, das sie ohne jeglichen Krieg alle andern Nationen, soweit sie sich ihnen nicht freiwillig
anschlössen, dazu zwingen könnten, ihre Armeen aufzulösen, ihre Flotten aufzugeben. Damit hörte
aber auch für die neuen Vereinigten Staaten selbst jede Notwendigkeit einer Bewaffnung auf.  Sie
könnten nun nicht bloß auf alle weiteren Rüstungen, auf das stehende Heer, auf die Angriffswaffen
zur See verzichten, deren Aufgeben wir heute schon fordern, sondern auch auf jegliches Mittel der
Verteidigung, auf das Milizsystem selbst.

Damit wäre die Ära des ewigen Friedens sicher begründet. [7]

Zunächst  muß festgestellt  werden,  das diese  Idee jedenfalls  in der Parteiagitation ganz neu ist.  Weder
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enthält unser Minimalprogramm auch nur eine Erwähnung einer solchen Konstruktion, noch haben sich je

unsre Parteitage oder internationale Kongresse damit befaßt, noch ist sie auch nur in der Parteiliteratur je

ernstlich diskutiert worden. Und es hat gewiß sein Mißliches, wenn solche ad hoc, gewissermaßen aus dem

Handgelenk geschaffenen Einfälle,  die starke Züge eines Verlegenheitsprodukts an sich tragen, von der

Tribüne des Parlaments offiziell  im Namen der Gesamtpartei  befürwortet werden. Es werden auf diese

Weise nicht nur vor den bürgerlichen Gegnern, sondern auch in sozialistischen Kreisen im Auslande als

Gedankenausdruck  der  deutschen  Sozialdemokratie  Ansichten  vertreten,  die  schon,  rein  formal

genommen, durchaus keinen Anspruch darauf erheben können.

So plausibel die Idee der Vereinigten Staaten Europas als einer Friedenskonvention auf den ersten Blick

vielleicht manchem erscheinen mag, sie hat gleichwohl bei näherem Zusehen mit der Denkweise und den

Standpunkten der Sozialdemokratie nicht das geringste zu tun.

Als Anhänger der materialistischen Geschichtsauffassung vertraten wir bis jetzt immer den Standpunkt,

das die modernen Staaten als politische Gebilde nicht künstliche Produkte einer schöpferischen Phantasie,

wie z. B. das Herzogtum Warschau napoleonischen Angedenkens [8], sondern historische Produkte der

wirtschaftlichen Entwicklung sind. Mag das Moment der dynastischen Interessen vom Mittelalter her die

Grenzen  und  die  Zusammensetzung  der  heutigen  Staaten,  wie  z.  B.  der  österreichisch-ungarischen

Monarchie,  noch  sosehr  bestimmend  beeinflußt  haben,  die  später  hinzugetretene  kapitalistische

Entwicklung  hat  in  dem  losen  Gemengsel  von  Ländern  und  Provinzen  des  Staates  wirtschaftliche

Zusammenhänge geschaffen, die gemeinsame Klassenherrschaft der Bourgeoisie hat den politischen Reifen

um das  Ganze  gelegt.  Die  Vereinigten Staaten von Amerika sind  in  ihrer  jetzigen Gestalt  als  enormes

Wirtschaftsgebiet  und  politische  Macht  gleichfalls  das  Produkt  eines  Jahrhunderts  kapitalistischer

Entwicklung innerhalb gemeinsamer Staatsgrenzen.

Welche wirtschaftliche Grundlage liegt aber der Idee einer europäischen Staatenföderation zugrunde?

Europa ist wohl ein geographischer und in gewissen Grenzen ein kulturhistorischer Begriff. Die Vorstellung

jedoch von Europa als einem Wirtschaftsganzen widerspricht zwiefach der kapitalistischen Entwicklung.

Einerseits bestehen innerhalb Europas unter den kapitalistischen Staaten – und solange diese existieren –

die  heftigsten  Konkurrenzkämpfe  und  Gegensätze,  anderseits  kommen  die  europäischen  Staaten

wirtschaftlich ohne die außereuropäischen Länder gar nicht mehr aus. Als Lieferanten der Lebensmittel,

Rohstoffe und Fabrikate wie als Abnehmer derselben sind die übrigen Weltteile mit Europa tausendfältig

verknüpft. Bei dem heutigen Entwicklungsstadium des Weltmarkts und der Weltwirtschaft ist der Begriff

von  Europa  als  einem gesonderten  Wirtschaftsganzen  ein  lebloses  Hirngespinst.  Europa  bildet  ebenso

wenig ein in sich zusammenhängendes besonderes Ganzes innerhalb der Weltwirtschaft wie Asien oder

Amerika.

Ist  die  Idee  des  europäischen  Zusammenschlusses  wirtschaftlich  längst  überholt,  so  nicht  minder

politisch. Sie ist im Grunde genommen nur ein demokratisch aufgeputzter Abklatsch der Idee vom Konzert

der europäischen Mächte, das als der bewegende Mittelpunkt, als die Zentralsonne des politischen Weltalls

die  Geschicke  entschied.  Die  Zeiten  aber,  wo  der  Schwerpunkt  der  politischen  Entwicklung  und  die

Kristallisationsachse der kapitalistischen Gegensätze auf dem europäischen Kontinent lagen, sind längst

vorbei. Zu Beginn des 19. Jahrhunderts und traditionell noch bis zur Märzrevolution lag der Mittelpunkt

der internationalen Politik in dem Gebiet des aufgeteilten Polens, an der deutsch-russisch-österreichischen

Grenze. In den fünfziger Jahren verschob er sich an den Bosporus. Die siebziger Jahre schufen mit dem

Deutsch-Französischen Krieg einen neuen Schwerpunkt, um den sich der Zweibund und der Dreibund als

die Pfeiler des europäischen Gleichgewichts gruppiert haben. Damals hätte die Utopie der europäischen

Föderation wenigstens einen historischen Sinn gehabt. Mit den achtziger Jahren begann aber eine ganz

neue Ära der internationalen Politik – es setzten die Kolonialeroberungen mit erneuter Wucht ein, denen in

den neunziger Jahren der allgemeine Wettlauf der Weltpolitik um überseeische Einflußsphären, in dem

letzten Jahrzehnt das allgemeine Erwachen des Orients folgte. Heute ist Europa nur ein Glied in der wirren

Kette internationaler  Zusammenhänge und Gegensätze.  Und was das Entscheidende:  Die  europäischen
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Gegensätze selbst spielen jetzt  gar nicht mehr auf dem europäischen Kontinent, sondern in sämtlichen

Weltteilen und Ozeanen.

Nur wenn man plötzlich all diese Vorgänge und Verschiebungen aus den Augen verliert und sich in die

seligen Zeiten des europäischen Konzerts  zurückversetzt,  kann man z.  B.  davon reden, das wir  seit  40

Jahren einen ununterbrochenen Frieden haben. Dieser Standpunkt,  für den nur die Vorgänge auf dem

europäischen Kontinent existieren,  bemerkt gar nicht,  das  wir  gerade deshalb seit  Jahrzehnten keinen

Krieg in Europa haben, weil die internationalen Gegensätze über die engen Schranken des europäischen

Kontinents ins ungemessene hinausgewachsen sind, weil europäische Fragen und Interessen jetzt auf dem

Weltmeer und nicht in dem europäischen Krähwinkel ausgefochten werden.

Die „Vereinigten Staaten Europas“ sind also eine Idee, die sowohl wirtschaftlich wie politisch dem Gang

der Entwicklung direkt zuwiderläuft, von den Vorgängen des letzten Vierteljahrhunderts gar keine Notiz

nimmt.

Das eine mit der Entwicklungstendenz so wenig übereinstimmende Idee trotz aller radikalen Allüren im

Grunde genommen keine fortschrittliche Losung abgeben kann, bewahrheitet sich auch an dem Einfall der

„Vereinigten Staaten Europas“. Nicht von sozialdemokratischen Parteien, sondern von bürgerlicher  Seite

ist bis jetzt von Zeit zu Zeit die Idee eines europäischen Zusammenschlusses aufgeworfen worden. [1*] Dies

geschah aber jedes Mal mit deutlicher reaktionärer  Tendenz. Es war z. B. der bekannte Sozialistenfeind

Prof.  Julius  Wolf,  der  die  europäische  Wirtschaftsgemeinschaft  propagierte.  Sie  bedeutete  aber  nichts

andres  als  eine  Zollgemeinschaft  zum  handelspolitischen  Kriege  gegen  die  Vereinigten  Staaten  von

Amerika und ist auch so von sozialdemokratischer Seite aufgenommen und kritisiert worden. Und jedes

Mal, wo bürgerliche Politiker die Idee des Europäertums, des Zusammenschlusses europäischer Staaten auf

den Schild erhoben, da war es mit einer offenen oder stillschweigenden Spitze gegen die „gelbe Gefahr“,

gegen  den  „schwarzen  Weltteil“,  gegen  die  „minderwertigen  Rassen“,  kurz,  es  war  stets  eine

imperialistische Mißgeburt.

Und wenn wir als Sozialdemokraten jetzt versuchen sollten, diesen alten Schlauch mit neuem, scheinbar

revolutionärem Wein zu füllen, so muß man sagen, das die Konsequenz jedenfalls nicht auf unsrer, sondern

auf  bürgerlicher  Seite  wäre.  Die  Dinge  haben  eben  ihre  eigene,  objektive  Logik.  Und  die  Losung  des

europäischen  Zusammenschlusses  kann  objektiv  innerhalb  der  kapitalistischen  Gesellschaft  nur

wirtschaftlich  einen  Zollkrieg  mit  Amerika  und  politisch  einen  kolonialpatriotischen  Rassenkampf

bedeuten.  Der  Chinafeldzug  der  vereinigten  europäischen  Regimenter  mit  dem  Weltfeldmarschall

Waldersee an der Spitze und dem Hunnenevangelium als Panier – das ist der wirkliche und phantastische,

der einzig mögliche Ausdruck der „europäischen Staatenföderation“ in der heutigen Gesellschaft.

Aber sind wir überhaupt noch mit den „Vereinigten Staaten Europas“ in der kapitalistischen Welt?

Das  ist  das  Schwierige  an  der  Sache.  Einerseits  handelt  es  sich  um  eine  Staatenföderation  „mit

gemeinsamer Handelspolitik,  einem Bundesparlament,  einer Bundesregierung und einem Bundesheer“,

also wohl  um eine bürgerliche Schöpfung.  Und Genosse Ledebour verlangt auch ausdrücklich von den

Staatsmännern der heutigen Periode, das sie im wohlverstandenen Interesse des Kapitalismus selbst diesen

Zusammenschluß Europas vorbereiten. Anderseits aber, wenn wir nach den Verwirklichungsmöglichkeiten

dieses  Projekts  fragen,  sagt  uns  Genosse  Kautsky,  der  einzige  Weg  dazu  wäre  –  eine  europäische

Revolution.  Nun  ist,  wie  allgemein  bekannt,  heutzutage  das  Proletariat  unter  der  Führung  der

Sozialdemokratie  die  einzige  Klasse,  die  eine  Revolution  machen  könnte.  Die  Verwirklichung  der

„Vereinigten Staaten Europas“, die als ein praktischer Weg zur Einschränkung des heutigen Militarismus

vorgeschlagen werden, soll also einzig und allein durch den Sieg des revolutionären Proletariats, also nach

der  sozialen  Revolution  erst  ermöglicht  werden!  Man weiß  nicht,  was  an  dieser  Vorstellung  mehr  zu

bewundern  ist:  die  Herrschaft  des  sozialistischen  Proletariats  mit  einer  Bundesregierung  und  einem

„Bundesheer“  oder  die  Aufforderung  an  die  Staatsmänner  der  heutigen  Periode,  sie  sollen  „im

wohlverstandenen Interesse des Kapitalismus selbst“ – die soziale Revolution vorbereiten.
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Verrät somit die Idee des europäischen Staatenbundes selbst ihre utopische Natur durch dieses unsichere

Schwanken zwischen der  kapitalistischen und der  sozialistischen Welt,  so  ist  sie  anderseits  auch  ganz

unbrauchbar als  Agitationslosung,  zur konkreteren Vorstellung über die Grundlagen der proletarischen

Politik.  Die  Idee  der  europäischen  Kulturgemeinschaft  ist  der  Gedankenwelt  des  klassenbewußten

Proletariats  völlig  fremd.  Nicht  die  europäische  Solidarität,  sondern die  internationale  Solidarität,  die

sämtliche Weltteile, Rassen und Völker umfaßt, ist der Grundpfeiler des Sozialismus im Marxschen Sinne.

Jede Teilsolidarität aber ist nicht eine Stufe zur Verwirklichung der echten Internationalität, sondern ihr

Gegensatz,  ihr  Feind,  eine  Zweideutigkeit,  unter  der  der  Pferdefuß  des  nationalen  Antagonismus

hervorguckt. Ebenso wie wir stets den Pangermanismus, den Panslawismus, den Panamerikanismus als

reaktionäre Ideen bekämpfen, ebenso haben wir mit der Idee des Paneuropäertums nicht das geringste zu

schaffen.

Unsre Agitatoren werden also wohl tun, bei der bevorstehenden Wahlkampagne von der so unverhofft

und plötzlich hineingeworfenen Losung der „Vereinigten Staaten Europas“ keinen weiteren Gebrauch zu

machen.  Sie  ist  nur  geeignet,  die  klaren  Richtlinien  unsrer  internationalen  Politik  und  unsrer

revolutionären Friedenspropaganda zu  trüben und zu  verwässern.  Wir  brauchen aber  auch wahrhaftig

solche neuen Einfälle nicht. Unsre bisherige Auffassung hat uns bis jetzt gute Dienste geleistet, sie hat uns

das Ansehen bei den Gegnern und das Vertrauen von Millionen erworben. Wir haben keinen Grund, sie

durch gewagte neue „Erläuterungen“ zu vernichten.

„Das Wort sie sollen lassen stahn.“

Anfang der Seite

Fußnote

1*.  Hier  ist  unserer  Genossin  Luxemburg  ein  kleiner  Gedächtnisfehler  unterlaufen.  Der  Gedanke  eines

wirtschaftlichen Zusammenschlusses Europas, „um Europa später in der Weltkonkurrenz nicht vollkommen unter

den Schlitten kommen zu lassen“, ist auch in der Neuen Zeit ausführlich behandelt worden. Allerdings war es kein

andrer als der damals noch sich zur Sozialdemokratie rechnende Herr Calwer, der im Jahre 1898 diesen Standpunkt

vertrat und der damals erleben mußte, daß ihn die Redaktion der Neuen Zeit  derb abschüttelte. Siehe XVI. Jg.,

II. Bd., Heft 37 der Neuen Zeit – (Die Redaktion der LV)

Anmerkungen

1.  Die  Reichstagswahlen fanden am 12.  Januar  1912  statt.  Die  Sozialdemokratie  konnte  die  Zahl  ihrer  Mandate

gegenüber 1907 von 43 auf 110 erhöhen und wurde somit zur stärksten Fraktion im Reichstag

2. Vom 15. Juni bis 18.  Oktober 1907 hatte die Zweite Haager Konferenz stattgefunden, an der Vertreter aus 47

Ländern  teilnahmen.  die  imperialistischen  Großmächte,  besonders  Deutschland,  weigerten  sich,  ihre

Kriegsrüstungen einzuschränken und ein Schiedsgericht zur Schlichtung internationaler Konflikte anzuerkennen. Es

zeigte sich, daß alle an der Konferenz beteiligten Großmächte sich auf einen Weltkrieg vorbereiteten.

3. Am 13. März 1911 hatte der britische Staatssekretär Sir Edward Grey im britischen Unterhaus über Möglichkeiten

für  ein  Abkommen  mit  Deutschland  gesprochen.  Er  empfahl,  beide  Länder  sollten  die  militärischen  Ausgaben

einschränken  und  auf  eine  Steigerung  der  Flottenrüstung  verzichten,  um  damit  dem  finanziellen  Ruin

entgegenzuwirken.

4. Am 9. und 10. Juni 1908 fand in Reval eine Zusammenkunft des Zaren Nikolaus II. mit dem englischen König

Eduard VII. statt, auf der die 1907 abgeschlossenen Verträge und die Übereinstimmung der Ansichten über die Lage

in Persien, Afghanistan und Makedonien bekräftigt wurden.
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